
Saturday, December 17, 2022 at 22:20:56 Central European Standard Time 

Betreff: AW: Fusionsprojekt KOBe (Ostermundigen und Bern): Vorprüfung Fusionsreglement und 
Fusionsvertrag 

Datum: Donnerstag, 8. Dezember 2022 um 09:21:19 Mitteleuropäische Normalzeit 

Von: Schürch Perren Monique, DIJ-AGR-GeM 

An: Martin Buchli 

CC: Zoebeli"Arnold Patrizia, DIJ-AGR-GeM 

Anlagen: image002.jpg, WG: Fusionsunterlagen Bern/Ostermundigen .eml 

Lieber Martin 

Besten .Dank für das Zusenden der Fusionsdokumente zur Vorprüfung und das 
Zusammenkommen an der Sitzung vom 7. Dezember, an welcher offene Fragen 
besprochen und geklärtwerden konnten. 

Mein nachfolgender Bericht bezieht sich auf die mit der untenstehenden eMail 
zugesandten Dokumente Fusionsvertrag und Fusionsreglement sowie der mit eMail vom 
21.11. nachgesandten Anpassungen in der Gemeindeordnung und der angepassten 
Artikeln 11 und 30 des Fusionsvertrags. Es ergeben sich folgende Bemerkungen zu den 
Dokumenten: · 

1. Genereller Hinweis 
Das Amt für Gemeinden und RaumordnUng (AGR) hätte es begrüsst, wenn die beiden 
fusionswilligen Gemeinden sich im Fusionsvertrag und -reglement darauf beschränkt 
hätten, die rechtlich notwendigen Punkte zu regeln. Die Lesbarkeit der Unterlagen wird 
durch die vielen rein deklaratorischen Bestimmungen und Absichtserklärungen erschwert. 

Das AGR oeschränkt sich im Folgenden auf Hinweise rein rechtlicher Natur. 

2. Fusionsvertrag 

Art. 11 und Art. 30 Abs. 4: 
Einen Kreditbeschluss als Teil eines Vertrags zu beschliessen, ist ungewöhnlich. Das AGR 
erachtet dies aber als rechtmässig. Ich halte dies deshalb fest, weil eine explizite 
Stellungnahme gewünscht wurde. 

Art. 15 Abs. 2: 
Der Begriff «Spezialgesetz» ist nicht korrekt. Beim Fusionsvertrag handelt es sich nicht um 
ein Gesetz. Der von dir in der Sitzul'lg vorgeschlagene Begriff «Spezialregelung» ist 
zutreffend. 

Art. 22 Abs. 1: 
Hier ist richtigerweise nur auf Art. 4 7 Bst. b) ·bis e) zu verweisen. 

Art. 32 Abs. 2: 
Der Fusionsvertrag wird vom Regierungsrat genehmigt. Vertragsänderungen im Sinne von. · 
Art. 4 der Gemeindeverordnung (GV, BSG 170.111) bedürfen der Genehmigung des AGR.. 
In Anbetracht dieser Regelung, ist Art. 32 Abs. 2 sehr absolut formuliert. Auch gewichtige 
Änderungen der Ausgangslage könnten somit unter Umständen nicht dazu führen, dass 
auf die Umsetzung entsprechender Beschlüsse verzichtet werden kann. Zumindest müsste 
diesbezüglich möglicherweise auch noch der Kanton bemüht werden. 
Sofern in erster Linie die Umsetzung «Schulraumplanung Ostermundigem> 
ausschlaggebend für .diesen Absatz ist, ist zu prüfen, ob die Bestimmung nicht darauf 
beschränkt werden sollte. 
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Art. 36: 
Dass Regelungen des Fusionsvertrags unter Umständen nur geändert oder aufgehoben 
werden können, wenn der Kanton zustimmt, wird unter Art. 32 Abs.·2 ausgeführt. Damit 
klar ist, dass Art. 36 auch bezogen auf die in den anschliessenden Artikeln explizit 
aufgelisteten Aufgaben, etc. giltund diesbezüglich keine Missverständnisse auftreten, 
sollte dies klar geregelt werden. 

·Art. 40 Abs. 5: 
Hier wird ein statischer Verweis (Datum) auf die Badeordnung für das Freibad 
Ostermundigen gemacht. Aufgrund der eingangserwähnten Sitzung, sollen die Gebühren 
durch die fusionierte Gemeinde jedoch angepasst werden können. Es ist somit eine 
andere Formulierung zu wählen. 

Art. 76: 
In Hinblick auf die Genehmigung des Vertrags durch den Regierungsrat ist Anhang IV 
(Finanzkennzahlen) nicht als Bestandteil des Vertrags aufzuführen. 

Mitbericht Sicherheitsdirektion: 
Der vom AGR eingehölte Mitbericht bei der Sicherheitsdirektion (SID), insbesondere zu 
den Bestimmungen 50 und 51 haben ergeben, dass keine grundsätzlichen Einwände 
dagegen bestehen. Die SID nut~t jedoch die Gelegenheit, den Vertragsparteien einzelne 
Hinweise auf die Auswirkungen mitzugeben. Diese leite ich dir gerne weiter: 

Aus Sicht der Kantonspolizei besteht insbesondere das Risiko, dass das Reporting 
nicht mehr in gleichen Qualität wird stattfinden können und die Grundlagen für die 
Berechnung der Interventionspauschale nach Art. 48 PolG nicht mehr exakt sind. 
Ostermundigen ist Sitzgemeinde der Zivilschutzorganisation (ZSO) Bantiger. Es 
wäre für das BSM gut zu Wissen, wie die ZSO Bern plus und die ZSO Hantiger 
künftig die Aufgaben organisatorisch wahrnehmen wollen. Sehen wir es richtig, 
dass gemäss Universalsukzession beide ZSO parallel weiterbestehenwürden, 
solange nicht eine organisatorische Veränderung herbeigeführt wird (z.B. Fusion 
der-beiden ZSO)? 
Die Übernahme der bisher vom Kanton auf dem Gemeindegebiet Ostermundigen 
wahrgenommenen ausländerrechtlichen Aufgaben durch die fusionierte Gemeinde 
führt für sie zu einem Mehraufwand mit entsprechenden Kostenfolgen, v.a. beim 
Personal. Die Kosten werden vom Kanton nicht entschädigt (Art. 43 Abs. 2 EG AIG 
und AsylG) 

Mitbericht Bildungs- und Kulturdirektion: 
Der vom AGR eingeholte Mitbericht bei der Bildungs- und Kulturdirektion, insbesondere zu 
den Bestimmungen 45 und 56, haben ergeben, dass diese rechtmässig sind. Den 
ausführlichen Bericht zu den Musikschulen lege ich dir als attachement bei. 

3. Fusionsreglement 

Art. 4 Abs. 2: 
Vorliegend handelt es sich um eine Kombinationsfusion. Die Wahlen und Abstimmungen 
durch die der Stimmberechtigten nach der beschlossenen Fusion für die fusionierte 
Gemeinde werden, auch wenn diese vor dem Fusionszeitpunkt erfolgen, von einem · 
einheitlichen Wahl- und Abstimmungskörper (den Stimmberechtigten der fusionierten 
Gemeinde Bern) vorgenommen. Es handelt sich somit um einen «Stimmkörper». Es gelten 
für alle genau die gleichen Regeln. Bestimmungen, welche Einschränkungen bezüglich 
Benützung· Wahllokale vorsehen und Stimmen, welche nicht im «richtigen» Wahllokal 
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abgegeben werden, als ungültig erklären, sind nicht genehmigungsfähig. 

Art. 6: 
Diese Bestimmung hat nicht Reglementscharakter. Richtigerweise ist sie denn auch im 
Fusionsvertrag enthalten. Hier ist sie zu streichen. 

Art. 7 Abs. 3: 
Die Gemeindeordnung von Ostermundigen wird gemäss Entwurf auf den Zeitpunkt der 
Fusion hin aufgehoben. Es sind somit keine Bestimmungen mehr vorhanden, die 
angewendet werden könnten. Der Anhang sollte entsprechend ergänzt werden, wenn dies 
bezogen auf gewisse Bestimmungen aber der Fall sein soll. . 

Art. 14 Abs. 3: 
Dass in der bisherigen Gemeinde Ostermundigen «Gemeindeversammlungen» 
durchgeführt werden, erscheint rechtlich nicht zulässig. «Versammlungen der Bevölkerung 
von Ostermundigen» (also nichtbegrenzt auf die Stimmberechtigten) sind jedoch durchaus 
denkbar. Dies wäre denn auch mit den Aufgaben der Stadtteilkommission vereinbar, 
welche die Interesse des Stadtteils vertreten soll. 

Art. 17 und 29: 
Konzepte, Weisungen und Richtlinien sind keine Erlasse. Da es sich nicht um Erlasse 
handelt und die Gegenstände nicht in der Regelungskompetenz der Stimmberechtigten 
fallen, kann nicht mit dem Fusionsreglement die Weitergeltung vorgeschrieben werden. 
Das gleiche gilt für Richtpläne, Entwicklungsstrategie, etc. 
Das AGR ist gerne bereit, bei der Suche nach konstruktiven Lösungen mitzuhelfen. Sofern 
dies gewünscht wird, bitte ich um entsprechende Rückmeldung. 

Art. 17 Abs. 3: 
Zur konkreten Frage, ob ein genereller Verweis auf die Rechtssammlung der Stadt Bern 
rechtlich zulässig ist, halte ich fest, dass dies aus Sicht AGR zu bejahen ist. Ob dies den 
Stimmberechtigten zugemutet werden kann, ist politisch zu entscheiden. 
Es ist zudem zu beachten, dass auch die Zonenpläne, Überbauungsordnungen (einzeln), 
etc. aufzuführen sind. Diese sind in der Rechtssammlung nicht enthalten. 

Art. 23 Abs. 3: 
Ich weiss nicht, ob bei der Entsorgung von Abfällen aus Unternehmen mit 250 und mehr 
Vollzeitstellen in der Stadt Bern heute gestützt auf eine städtische Reglementsgrundlage · 
. auch eine Spezialfinanzierung geführt wird oder nicht. Wenn ja, wäre es für die 
Verständlichkeit von Vorteil, in Absatz 3 « .... werden nicht der Spezialfinanzierung 
Ostermundigen „ .„» zu schreiben. 

Art. 30 Abs. 2: 
Sofern die Planungskommission in einem Erlass geregelt ist, verweise ich sinngemäss auf 
die Ausführungen unter Art. 7 Abs. 3. 

Art. 32: 
Die Überbauungsordnungen sind einzeln aufzuführen. 

Anhang I und III: 
Überbauungsordnungen (Auflistung), etc. fehlen. 

4. Gemeindeordnung 

Art. 157: 
Vorliegend handelt es sich um eine Kombinationsfusion. Etwas neues entsteht, die beiden 
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bisherigen Gemeinden «gehen unter». Hier die Anrechnung von Amtsdauern in einer (und 
erst noch nur einer) der aufgehobenen Gemeinden vorzuschreiben, ist unter diesem 
Aspekt als sehr ungewöhnlich zu bezeichnen. 

Für Fragen stehe ich dir gerne zur Verfügung. 
Liebe Grüsse 
Monique 

Monique Schürch, Leiterin Gemeinderecht 
+41 31 633 77 77 (direkt), monique.schuerch@be.ch 
Direktion für Inneres und Justiz des Kantons Bern 
Amt für Gemeinden und Raumordnung 
Abteilung Gemeinden 
Nydeggasse 11/13, 3011 Bern 
+41 31 633 77 82, www.be.ch/agr 

Von: Martin Buchli <buchli@recht-governance.ch> 
Gesendet: Montag, 10. Oktober 2022 11:54 
An: Schürch Perren Monique, DIJ-AGR-GeM <monique.schuerch@be.ch> 
Ce: Reto Lindegger <reto.lindegger@concentral.ch> 
Betreff: Fusionsprojekt KOBe (Ostermundigen und Bern): Vorprüfung Fusionsreglement und 
Fusionsvertrag 

Externe E-Mail. Vorsicht mit Links und Anhängen. 
Courriel venant de l'exterieur. Prudence avec les liens et les documents qu'il contient. 

Liebe Monique 

Im Namen der Stadt Bern und der Einwohnergemeinde Ostermundigen reiche ich Dir anbei den 
Entwurf des Fusionsvertrags (V3.0 vom 9. Oktober 2022) und den Entwurf des 
Fusionsreglements (ebenfalls V3.0 vom 9. Oktober 2022) zur Vorprüfung ein. 

Im Weiteren liegt dieser E-Mail der Erläuterungsbericht des Lenkungsausschusses bei. Dieser 
muss selbstredend nicht vorgeprüft werden, enthält aber möglicherweise sinnvolle Erläuterungen 
zu den einzelnen Bestimmungen. 

Beim Fusionsreglement ist noch die folgende Frage aufgetaucht: Wäre für die Reglemente und 
Verordnungen der Stadt Bern, die nach dem Zusammenschluss für das gesamte 
Gemeindegebiet gelten, auch ein Verweis auf die Systematische Sammlung des Stadtrechts von 
Bern (SSSB) zulässig (anstelle der einzelnen Aufführung im Anhang des Fusionsreglements)? 
Es würden dann nur jene Erlasse der Stadt Bern (im Sinne einer lex specialis) im 
Fusionsreglement explizit erwähnt, die nach der Fusion eben nicht für das gesamte 
Gemeindegebiet gelten. Damit würde das Risiko minimiert, dass aufgrund eines Fehlers in der 
Auflistung ein Erlass nicht übernommen wird. 

Die Gemeindeordnung der Stadt Bern wird den Stimmberechtigten grundsätzlich ohne 
Änderungen vorgelegt. Freilich passt das bei den Übergangsbestimmungen nicht so recht. Ich 
werde das Problem mit der Stadtkanzlei noch anschauen. 

Am 21 . Oktober 2022 beginnt die öffentliche Vernehmlassung zu den Ergebnissen der 
Fusionsverhandlungen. Diese dauert bis Mitte Dezember. Gut yväre es, wenn bis dahin auch die 
Vorprüfung durchgeführt werden könnte. 
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Wahrscheinlich ist es sinnvoll, wenn wir nach einer ersten Sichtung der Dokumente 
zusammensitzen, damit wir offene Fragen besprechen können. 

Die Volksabstimmung ist übrigens für den 22. Oktober 2023 vorgesehen. 

Beste Grüsse 
Martin 

Martin Buchli l lic. iur„ Rechtsanwalt, LL.M. 

Kornhausplatz 11 1 Postfach 568 
3000 Bern 8 

T +4131312 3330 
buchli@recht-governance.ch 
www. recht-governance. c h 

recht 1 governance 
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Thursday, August 31, 2023 at 10:38:05 Central European Summer Time 

Betreff: AW: Fusionsunterlagen zur VP 

Datum: Donnerstag, 2. Februar 2023 um 09:21:33 Mitteleuropäische Normalzeit 

Von: Schürch Perren Monique, DIJ-AGR-GeM 

An: Martin Buchli 

Anlagen: image002.jpg 

Lieber Martin 

Wie vereinbart wird die abschliessende Vorprüfung der Fusionsunterlagen Bern­
Ostermundigen prioritär behandelt. 

Die abschliessende Vorprüfung basiert auf der mit untenstehender eMail zugestellten Liste 
der Änderungen gegenüber der ersten Vorprüfung und den ursprünglich zugestellten 
Dokumenten gemäss eMail vom 10. Oktober 2022, welche für die 1. Vorprüfung dienten. 

Es ergeben sich lediglich noch folgende, Hinweise: 

- Fusionsvertrag Art. 33: 
Aufgrund der Ergänzung von Artikel 33 mit einem zusätzlichen Absatz 2 entspricht · 
der Randtitel nicht mehr dem Inhalt des Artikels. Der Randtitel sollte angepasst 
werden. 

- Fusionsvertrag, Anhang 2, Wappen: 
Nach Rücksprache mit dem Staatsarchiv, ist hier keine digitalisierte Version des 
Wappens aufzuführen. Die digitalisierte Form hat nichts mit dem eigentlichen 
Wappen zu tun. Ich verweise diesbezüglich auch auf die vom Staatsarchiv am 
18: 1.2023 an die Stadt Bern gesandte eMail, aus welcher ich einen Auszug 
wiedergebe. Daraus ist auch zu lesen, dass das Wappen und die konkrete 
künstlerische Ausgestaltung zwei verschiedene Sachen sind. 

Das Wappenregister des Kantons Bern besteht folglich aus diesen Beschreibungen. 
Die meisten Gemeindewappen wurden nach der Landi in Zürich 1939 in Bern durch 
eine sogenannte Wappenkommission zwischen 1943 und 1946 vom Staatsarchiv 
überprüft, von den Gemeinden verabschiedet und vom Regierungsrat genehmigt. 
Dies geschah auch bei der Gemeinde Bern. Siefinden im Anhang zwei Auszüge, 
welche die Blasonierung «In Rot ein goldener Rechtsschrägbalken, belegt mit 
einem schreitenden schwarzen Bärenmit roten Krallen» bestätigen. Diese 
Blasonierung ist einzuhalten. Alle darin nicht genannten Faktoren können je nach 
Künstlerin oder Künstler anders ausgelegt werden, bspw. ob der Bär grosse Ohren, 
eine rote Zunge hat oder eine Mauerkrone angefügt wird, ist der Interpretin bzw 
dem Interpreten der Blasonierung überlassen. 

Im Fusionsvertrag selber ist ausschliesslich folgen.des zu schreiben: 
«Das Wappen der fusionierten Gemeinde entspricht dem Wappen der (bisherigen) 
Stadt Bern» 

Im Übrigen halte ich gerne fest, dass die Unterlagen aus rechtlicher Sicht zu keinen 
zusätzlichen Bemerkungen Anlass geben. 

Liebe Grüsse 
Monique 
Abschliessende VorprüfungMonique Schürch, Leiterin Gemeinderecht 
+41 31 633 77 77 (direkt), monigue.schuerch@be.ch 



Saturday, December 17, 2022 at 22:21:28 Central European Standard Time 

Bet reff: WG: Fusionsunterlagen Bern/Ostermundigen 

Datum: Mittwoch, 7. Dezember 2022 um 16:09:23 Mitteleuropäische Normalzeit 

Von: Schürch Perren Monique, DIJ-AGR-GeM 

An: Schürch Perren Monique, DIJ-AGR-GeM 

Von: Sommer Erwin, BKD-AKVB <erwin.sommer@be.ch> 
Gesendet: Donnerstag, 24. November 2022 09:37 
An: Schürch Perren Monique, DIJ-AGR-GeM <monigue.schuerch@be.ch> 
Ce: Dürst Ulrich, BKD-AKVB-FBS <ueli.duerst@be.ch>; Arni Stefan, BKD-AKVB-RSD-FB-SEA 
<stefan.arni@be.ch>; Ezquerra Laura, BKD-AKVB <laura.ezguerra@be.ch> 
Betreff: Fusionsunterlagen Bern/Ostermundigen 

Sehr geehrte Frau Schürch 

Mit Mail vom 31. Oktober 2022 bitten Sie uns um Mitbericht zum Entwurf des 
Fusionsvertrags Bern-Ostermundigen, insbesondere zu Art. 56. 

Art. 56 des Fusionsvertrags zwischen der Stadt Bern und der Einwohnergemeinde 
Ostermundigen regelt das Thema Musikschulen. Nach der Fusion verfügt die Stadt Bern 
über Leistungsverträge mit zwei anerkannten Bernischen Musikschulen: einen mit der 
Musikschule Konservatorium Bern und einen mit der Musikschule Bantiger. 

Zum Entwurf haben wir folgende Anmerkungen: 

Der Fusionsvertrag sieht vor, dass die Leistungsverträge «bezogen auf das entsprechende 
Territorium» weiterlaufen. Die Frage des Territoriums bezieht sich insbesondere darauf, 
dass Schülerinnen und Schüler keine Wahlmöglichkeit haben sollen, welche Musikschule 
sie besuchen. 
Betreffend Formulierung empfehlen wir, den Begriff «bezogen auf das entsprechende 
Territorium» zu präzisieren, z. B. «bezogen auf das Territorium der Stadt Bern und der 
ehemaligen Gemeinde Ostermundigen» . Zudem könnte der Ausdruck «grundsätzlich» 
gestrichen werden, wenn nicht geklärt wird, unter welchen Bedingungen trotzdem eine 
Wahlmöglichkeit bestehen könnte oder wie diese Bedingungen festgelegt werden. 

Der Wohnort gibt also vor, welche Musikschule besucht werden muss. Liegt er in der 
ehemaligen Gemeinde Ostermundigen, ist es die Musikschule Bantiger, ansonsten die 
Musikschule Konservatorium Bern. 

Gemeinden können eine Musikschule oder mehrere Musikschulen bezeichnen und damit 
den Musikschulbesuch auf diese einschränken (Art. 11 Abs. 2 MSG). Eine bezeichnete 
Musikschule kann innerhalb oder ausserhalb der Gemeinde liegen. Dass eine Gemeinde 
innerhalb ihres Territoriums eine Differenzierung vornimmt und verschiedene Musikschulen 
für verschiedene Stadtteile bezeichnet, ist vermutlich einzigartig im Kanton Bern. Da beide 
Musikschulen die Anerkennungsbedingungen des Kantons erfüllen, haben alle 
Einwohnerinnen und Einwohner einen gleichwertigen Zugang zu Musikschulunterricht, es 
werden also keine Ungleichheiten geschaffen. Somit ist nichts gegen eine solche 
Regelung einzuwenden. Sollte etwa ein bestimmtes Fach nur an einer der beiden 
Musikschulen angeboten werden, könnte die Stadt Bern eine Ausnamebewilligung erteilen, 
was auch der Praxis «wichtiger Gründe» für den Besuch einer nicht bezeichneten 
Musikschule nach Art. 11 Abs. 3 MSG entspricht. 

Wir sind der Ansicht, dass die Stadt Bern diese Regelung in einem Erlass verankern sollte, 
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der hierarchisch möglichst hoch angesiedelt ist, etwa in ihrem Gemeindereglement, damit 
die Bevölkerung die Kriterien und den Rechtsweg kennt. Dabei können auch die wichtigen 
Gründe katalogisiert werden, bei denen die Stadt Bern den Besuch der jeweils anderen 
Musikschule bewilligt (im Sinne von Art. 11 Abs. 3 MSG). 

Als der Kanton das MSG erarbeitete, ging er davon aus, dass wichtige Gründe 
insbesondere dann vorliegen, wenn an der «eigenen» Musikschule ein Angebot fehlt, 
wenn jemand an einem Talentförderprogramm teilnimmt oder am Ort der «anderen» 
Musikschule auch die Schule besucht. 
Beim letzten Grund stellt sich vielleicht die Frage, wie damit innerhalb der nunmehr 
gleichen Gemeinde umgegangen werden soll: Können junge Erwachsene, die in der 
(ehemaligen) Gemeinde Ostermundigen wohnen und eine Schule der Sekundarstufe 11 auf 
dem Territorium der heutigen Stadt Bern besuchen, entsprechend auch die Musikschule 
Konservatorium Bern besuchen oder sollen sie entsprechend dem Grundsatz im 
Fusionsvertrag weiterhin in Ostermundigen den Musikschulunterricht besuchen? 

Wir gehen davon aus, dass Bestimmungen im Fusionsreglement noch erarbeitet werden, 
wenn Art. 56 Abs. 3 des Fusionsvertrags darauf verweist. 

Mit freundlichen Grüssen 

Erwin Sommer 
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Thursday, August31, 202·3 at 10:38:05 Central European Summer Time 

Betreff: AW: Fusionsunterlagen zur VP 

Datum: Donnerstag, 2. Februar 2023 um 09:21:33 Mitteleuropäische Normalzeit 

Von: Schürch Perren Monique, DIJ-AGR-GeM 

An: Martin Buchli 

Anlagen: image002.jpg 

Lieber Martin 

Wie vereinbart wird die abschliessende Vorprüfung der Fusionsunterlagen Bern­
Ostermundigen prioritär behandelt. 

Die abschliessende Vorprüfung basiert auf der mit untenstehender eMail zugestellten Liste 
der Änderungen gegenüber der ersten Vorprüfung und den ursprünglich zugestellten 
Dokumenten gemäss eMail vom 10. Oktober 2022, welche für die 1. Vorprüfung dienten.· 

Es ergeben sich lediglich noch folgende Hinweise: 

- Fusionsvertrag Art. 33: 
Aufgrund der Ergänzung von Artikel 33 mit einem zusätzlichen Absatz 2 entspricht 
der Randtitel nicht mehr dem Inhalt des Artikels. Der Randtitel sollte angepasst 
werden. 

- Fusionsvertrag, Anhang 2, Wappen.'. 
Nach Rücksprache mit dem Staatsarchiv, ist hier keine digitalisierte Version des 
Wappens aufzuführen. Die digitalisierte Form hat nichts mit dem eigentlichen 
Wappen zu tun. Ich verweise diesbezüglich auch auf die vom Staatsarchiv am 
18.1.2023 an die Stadt Bern gesandte eMail, aus welcher ich einen Auszug 
wiedergebe. Daraus ist auch zu lesen, dass das Wappen und die konkrete 
künstlerische Ausgestaltung zwei verschiedene Sachen sind. 

Das Wappenregister des Kantons Bern besteht folglich aus diesen Beschreibungen. 
Die meisten Gemeindewappen wurden nach der Landi in Zürich 1939 in Bern durch 
eine sogenannte Wappenkommission zwischen 1943 und 1946 vom Staatsarchiv 
überprüft, von den Gemeinden verabschiedet und vom Regierungsrat genehmigt. 
Dies geschah auch bei der Gemeinde Bern. Sie finden im Anhang zwei Auszüge, 
welche die Blasonierung «In Rot ein goldef1erRechtsschrägbalken, belegt mit 
einem schreitenden schwarzen Bären mit roten Krallen» bestätigen. Diese 
Blasonierung ist einzuhalten. Alle darin nicht genannten Faktoren können je nach 
Künstlerin oder Künstler anders ausgelegt werden, bspw. ob der Bär grosse Ohren, 
eine· rote Zunge hat oder eine Mauerkrone angefügt wird, ist der Interpretin bzw. 
dem Interpreten der Blasonierung überlassen. 

Im Fusionsvertrag selber ist ausschliesslich folgendes zu schreiben: 
«Das Wappen der fusionierten Gemeinde entspricht dem Wappen der (bisherigen) 

·Stadt Bern» 

Im Übrigen halte ich gerne fest, dass die Unterlagen aus rechtlicher Sicht zu keinen 
zusätzlichen Bemerkungen Anlass geben. 

Liebe Grüsse 
Monique 
Abschliessende VorprüfungMonique Schürch, Leiterin Gemeinderecht 
+41 31 633 77 77 (direkt), monigue.schuerch@be.ch 



Friday, September 1, 2023 at 10:44:40 Central European Summer Time 

Betreff: FW: Fusionsunterlagen zur VP 

Datum: Freitag, 1. September 2023 um 10:44:29 Mitteleuropäische Sommerzeit 

Von: Martin Buchli 

Lieber Martin 

Gerne teile ich dir mit, dass sich zu den gelb markierten Passagen aus rechtlicher Sicht 
keine Bemerkungen ergeben. 

Ich wünsche dir ein schönes Wochenende. 
Liebe Grüsse 
Monique 

Monique Schürch, Leiterin Gemeinderecht 
+41 31 633 77 77 (direkt), monigue.schuerch@be.ch 
Direktion für Inneres und Justiz des Kantons Bern 
Amt für Gemeinden und Raumordnung 
Abteilung Gemeinden 
Nydeggasse 11/13, 3011 Bern 
+41 31 633 77 82, www.be.ch/ag.r 

Grundsatz Art. 17 1 Die Erlasse, Pläne, Konzepte, Weisungen und Richtlinien 
der bisherigen Stadt Bern gelten, unter Vorbehalt der 
nachstehenden Bestimmungen (namentlich unter Vorbehalt des 
nachstehenden 6. Kapitels zur Baurechtlichen Grundordnung), ab 

. dem Zeitpunkt der Fusion für das gesamte Gemeindegebiet der 
fusionierten Gemeinde. Massgebend sind die zum 
Fusionszeitpunkt (1. Januar 2025) gültigen Fassungen. Vor dem 
Fusionszeitpünkt vomzuständigen.Organbeschlössene 
Änderungen.die erst nach dem Zusammenschluss ln Kraft treten, 
sind für die fusionierte Gemeindegültigundrechtswirksartr. 
2 Zwischen dem Beschluss über das vorliegende Reglement und 
dem Zusammenschluss hört die Stadt Bern den Gemeinderat von 
Ostermundigen an, bevor sie Änderungen von Erlassen 
beschliesst, die nach der Fusion auf den Stadtteil Ostermundigen 
Anwendung finden. 
3 Die nach derFusion weitergeltenden Erlasse der bisherigen 
Stadt Bem sind inderSystematische Sammlung des Stadtrecht$ 
von Bem (SSSB} aufgeführt. Soweit Erlasse der bisherigen Stadt 
13~rninach dem .. zusammenschlqss •. nichtaufclc:ts gesamte 
GerneihdegebietAnV\lähdüngfihden,isind diese ih Anhang·.1. 
diesesvertrags,ill'Jitderh.Hihweis äufdie eingeschränkte 
Anwendbarkeit, aufgeführt. 
4 Neue Verordnungen bedürfen der Zustimmung des 
Gemeinderates der Einwohnergemeinde Ostermundigen, soweit 
die neue Verordnung Rechtswirkungen nach dem 
Fusionszeitpunkt zeitigt. Neue Reglemente bedürfen der 
Zustimmung des Grassen Gemeinderates der 
Einwohnergemeinde Ostermundigen, soweit das neue Reglement 
Rechtswirkungen nach dem Fusionszeitpunkt zeitigt. 
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Weitergeltung der 
bestehenden 
Baurechtlichen 
Grundordnung und der 
Richtpläne 

Art. 29 1 Die Bestimmungen über die Baurechtliche Grundordnung 
der Einwohnergemeinde Ostermundigen (Baureglement, 
Zonenplan, Schutzzonenplan, Zonenplan Naturgefahren}~~c:un!i 
z\il~~rodlehhan .• ~···· .•.... a,~;1$rr~~·~0·~'VO:fiscnriff~n·.pnd.~1änepwi~ 
nimefetlich di.~r. ·~er~~udi69sorc:Jnungenf $qWfeYtfie,,pe,st~A~ni!e.r:I 
Ri.entf:>,ljlne und die Räumliche Entwicklungsstrategie (RES) gelten 
nach dem Zusammenschluss, bezogen auf den Stadtteil 
Ostermund igen, weiter. Si~ .. $inif;Jn;1Arth~fig~.3.~l$f§~fyb'rt 
2 Der Energierichtplan der Einwohnergemeinde Ostermundigen 
gilt nach dem Zusammenschluss, bezogen auf den Stadtteil 
Ostermundigen, weiter. 
3 Massgebend··sfnq ßi~ .. iörf:IF:l1~iarfü~zeltPßlli.~t1t~>~a!11JaW2ezs1 
9.. ·.e1J·F:asst1fflg€>1':: 8.{or ca~m 'PusloriszeitpuffflRt:V&i:Ti'•z\Js±andig;~n o ..• •,be,scn,td~se8e,JN~~·eru;i;tge,p;.drß'··erist i1act'fdefö 
z ....... rf:l~ns9~!us.~'hMKr~fttf~tert;·.s.iÖdl4röiefusi(),niefte 
$ern~ihcfe gf\tltigUnd recht$wirRsam.. · · 
4 Die Zuständigkeiten für die Änderung der in Absatz 1 und 2 
aufgeführten Erlasse und Pläne richten sich unter Vorbehalt der 
nachstehenden Bestimmungen nach der Gemeindeordnung der . 
fusionierten Gemeinde. 

Territorial eingeschränkte . Art. 32 1 Di$B~$tim:@'~hti~/;l?Ua~t ~i~': f3~ure~fü'.tlioJte·~ßrübdördout"ig 
Weitergeltung ~ef;.t}i$h~rig&n· statil1'$~.rnt·~l3.@\Jr~gfe\neQt; :zan~i'tplan, 

Sql)'.~~#füertPl@9;Z9faenpt~fii"f\Jci:Ju(§~faJ'lren),,darnit 

h~~~~~h~f~~:i~fu";f~j~}~~~sig~~~~o~1~~:'.~:§~rl~n~~·rl. 
R.ic;ijfplär:l;e g~Jterinaph,dernZy~amrneoSchll1~~· a4ssq~tie$sllch;f(11' 
das. ßebiet d~r bisherig~n:$tadt BeirJ:I:$ieDfindi:fö:keirie 
Anvv~odu.ng· fqtden'Sta~tt~lkQ'$terO:ittoal9en; 
2 Die entsprechenden Erlasse, \t.~rsQ~·ritt~h und Pläne (lnkt c:ieJl 
~bert>äl.11,.!ngs~idritiin'~~n} sind im Anhang 1 mit dem Hinweis 
aufgeführt, dass sie füJ den Stadtteil Ostermundigen keine 
Geltung haben (siehe auch Artikel 17 Absatz 3). 
3 M~~$gebenc:t.;S'ind 01e:~.z~m ·5l4siJ:)fis4~itP:onRt'!< 1tf!Ja'flttar·}202·$)·. 
· gfj,ttig~m·Fass~ng~·n· .•. Y1:9•&1Qem.·'fclsiprnS,4~itpwry~t••v~mzustänc#g~fü 
Ofgarft>esch1,6~$~neAntf ~rPnQe1J.1.di~'erst,·:n~9h\tf~ni 

~~~X~~n~g~:~s~Rf !rif,'~~~~~~~~·~·c#tQr .d,i~;'.fµ§tbm'i~he 
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